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Im vergangenen Jahr standen
in der Stadt Bern nur gerade
0,57 Prozent der Wohnungen
leer.Das knappeAngebot und die
starke Nachfrage führen zu ho-
hen Preisen. Für Familien gestal-
tet sich darum die Wohnungs-
suche in der Stadt Bern sehr
schwierig,wie diese Zeitung be-
richtete. Im Oberaargau beträgt
die Leerwohnungsziffer dagegen
3,04 Prozent, entsprechend sind
dort auch die Mieten viel güns-
tiger.

Ruedi Tanner, Partner und
Geschäftsführer von Wirz Tan-
ner Immobilien, kennt die Situ-
ation auf dem Berner Woh-
nungsmarkt seit Jahrzehnten.
Seine Firma verwaltet rund
4000 Wohnungen. Zudem ist
der 59-jährige Immobilientreu-
händer Präsident der Schweize-
rischen Maklerkammer.

HerrTanner, grössereMiet-
wohnungen ab 4 oder 4,5 Zim-
mern sind sehr begehrt. In
der Stadt Bern sind sie aus-
gesprocheneMangelware,wie
eine von uns befragte Familie
erfuhr.Warum ist das so?
Es werden allgemein zu wenig
Wohnungen in der Schweiz ge-
baut. Wenn alle sich einbringen
wollen,Verbände undNachbarn
Einsprache machen und es im-
mer mehr Auflagen und Vor-
schriften gibt, dann wird das
Bauen kompliziert. Kommt hin-
zu, dass das Bauen auch ohne die
Inflation in den letzten rund
20 Jahren allgemein um 20 bis
25 Prozent teurer geworden ist.
Die Bauteile sind nicht im glei-
chenMass teurer geworden, aber
die Anforderungen und die da-
mit verbundenen Planungsauf-
wände sind gestiegen.

Viele Familienwünschen
sich eine grössereWohnung.
Warum sind diese in der Stadt
Bern nicht erhältlich?
Am Schluss muss jemand auch
bereit sein, die Investitionen zu
tätigen: Bei grossenWohnungen
kann es sein, dass die nötigen
Mietpreise nicht akzeptiertwür-
den. Mit kleineren Wohnungen
lässt sich oft eine bessere Rendi-
te erzielen. Zudem haben viele,
die in einer grossenWohnung le-
ben, oft keinen Grund, diese zu
verlassen. So sind in diesemSeg-
ment nicht vieleWohnungen auf
dem Markt.

Hat die Knappheit an grossen
Wohnungen in Bern auch
historische Gründe?
Man muss der Nachfrage ent-
sprechend bauen.Während einer
langen Phase gab es in Bern eine
Stadtflucht, die Leute zogen in
dieAgglomeration, zumBeispiel
nachOstermundigen oderKöniz.
Hinzu kamdie Zunahme derEin-
Personen-Haushalte auch durch
die heutigen Familienstrukturen.
So brauchte es auf dem Markt
lange eher 2,5- bis 3,5-Zimmer-
Wohnungen.

Fährt oder gehtman durch die
Stadt Bern, entsteht der Ein-
druck, dass an vielen Orten
gebaut und saniertwird.Trotz-
dem fehlt es anWohnungen.
Dauert es schlicht zu lange?
Das ist der Politik respektive un-
serer komplexen Gesellschaft ge-

schuldet. Wenn möglichst alle
Wünsche und Ansprüche in ei-
nem partizipativen Prozess aus-
gehandelt werden müssen,
nimmt das viel Zeit inAnspruch.
Man traut den Individuen, von
den Investoren bis zu den Mie-
tern, zu wenig zu. Man müsste
nicht alles so stark regulieren
und stattdessen dem gesunden
Menschenverstand mehr Platz
einräumen.

Geht es denn in anderen
Gemeinden zügiger und
weniger kompliziert voran?
Das kann ich bestätigen. Ein Bei-
spiel ist die Q-Matte, eine Über-
bauung mit 115 Wohnungen in
der Gemeinde Frauenkappelen,

diewir entwickelt haben.Die Be-
völkerung sagte an der Gemein-
deversammlung deutlich Ja zur
Einzonung, und es gab im Ver-
fahren kaum Einsprachen. Der
Leidensdruckwar gross: ImDorf
war klar, dass es eine Überbau-
ungmit neuen Einwohnerinnen
und Einwohnern braucht. Der
Baubeginnwar 2018.Nun konn-
ten die Wohnungen der dritten
Etappe bezogen werden. Beim
Projekt für das Tramdepot im
Burgernziel in Bern wurden im
Gegensatz dazu während des
Verfahrens mehrmals die Rah-
menbedingungen geändert. Das
macht es natürlich schwierig.

Mit demRaumplanungsgesetz
soll die Entwicklung besser
gesteuertwerden. Ziel ist eine
Verdichtung in den Zentren.
Doch derWiderstand scheint
zuzunehmen.Warum?
Alle waren sich einig, dass eine
Verdichtung sinnvoll und richtig
ist. Kommt es aberwirklich dazu,
entstehen Konflikte. Ein Beispiel:
Jemand verkauft sein Einfamili-
enhaus, der Investorwill auf der
Parzelle ein Mehrfamilienhaus
errichten. Das gefällt natürlich
nicht allen. Ein anderes Beispiel
sind die wunderbaren Hofrand-
bebauungen in der Länggasse
oder im Breitenrain. Wenn man

hier verdichtet, würde das auf
Kosten der grünen Oasen in der
Mitte gehen.

Inwelchem anderen Bereich
ist das Bauen komplizierter
geworden?
Wennwir nachhaltig bauenwol-
len, was ich für richtig halte,
dann zieht das viele Abklärun-
gen nach sich. Früher stellteman
einfach eine Ölheizung in den
Keller und die Sachewar erledigt.
Heute sieht es anders aus: Sind
Bohrungen für Erdsondenmög-
lich, kommt eine Luft- oderWär-
mepumpe infrage oder eine So-
laranlage? Man muss sich be-
wusst sein, dass esmehrZeit und
Geld kostet, diese Fragen zu be-
antworten.

Zurück zu unseremBeispiel
einer Familie, die gern in der
Stadt Bern bleibenmöchte,
aber keinenWohnraum findet.
Schon in Zollikofen, Oster-
mundigen oder Köniz gäbe es
diesen, und erst noch günstiger.
Mussman bei der Suche
flexibel sein?
Das ist definitiv so.Das Recht auf
Wohnen in Ehren, aber es gibt
kein Recht aufWohnen im Brei-
tenrain oder in der Länggasse.
Das ist nicht möglich. Und es ist
auch eine Tatsache, dass eben

viele Wohnungen in begehrten
Quartieren unter derHandweg-
gehen.Das kannman auch nicht
mit einer «Wohnungspolizei»
oder zusätzlichen Regulierungen
verhindern.AlsMietermussman
mobil sein.

Wodurch entsteht die Differenz
zwischen denMietzinsen in
derAgglomeration und in der
Stadt?
Die beiden genannten Quartiere
wurden in den letzten 10 bis 15
Jahren immer attraktiver und lie-
gen im Trend. Das war früher
noch nicht so: Ich kann mich an
eine Zeit erinnern, als wir Mühe
hatten, eine Wohnung in einem
Block in der Länggasse zu ver-
mieten. Damalswar aber die Be-
völkerung dort noch ganz anders
zusammengesetzt. Viele Men-
schen hatten Bedenken, in die
Stadt zu ziehen. Das hat sich ge-
ändert.

Wiewird sich das Preis-
niveau in der nächsten Zeit
entwickeln? Geht esweiter
nach oben?
Es geht sicher nicht derart stark
nach obenwie etwa in der Regi-
on Zürich.Wir haben einen star-
ken Trend zurTeilzeitarbeit. Die
verfügbaren Einkommen steigen
nicht so stark an. In Fällen mit
Kostenmiete peilen wir Netto-
mietzinse von 1900 bis 2200
Franken für eine 4,5-Zimmer-
Wohnung an.

DerAnstieg derMietzinsewird
beklagt.Viele Mieterinnen und
Mieter haben aber seit langer
Zeit Bestandesmieten, die nicht
an dasMarktniveau angepasst
wurden.
Viele kommen tatsächlich sehr
günstig weg und bleiben darum
auch über lange Zeit in ihren
Wohnungen.Es ist aber klar, dass
die bevorstehende Erhöhung des
Referenzzinssatzes und der Ne-
benkosten für viele zu höheren
Bruttomieten führen wird. Eine
starke Steigerung lässt aber der
Markt nicht zu. Gerade hier im
Westenvon Bern –wir haben un-
sere Büros am Europaplatz –
wird in den nächsten Jahren viel
neuerWohnraum entstehen.Das
wird die Quartiere Ausserholli-
gen, Bethlehem und Stöckacker
stark verändern. Natürlich gilt
dies auch für die Quartiere im
Wankdorf.

Ist die Situation in Bern also
gar nicht so schlimm? Ist der
Wohnraum gar nicht so teuer,
wie viele sagen?
Wir verwalten rund 4000 Woh-
nungen. In den Anmeldeformu-
laren sehenwir das Einkommen
derBewerbenden.Wer eineWoh-
nung oder ein Haus kaufen will,
muss sich an die 30-Prozent-Re-
gel halten. Er oder sie sollte also
nicht mehr als 30 Prozent des
Einkommens dafür verwenden.
Auch bei denMietenwar das frü-
her gang und gäbe. Bei den Be-
werbungen, diewir heute erhal-
ten, sind es heute bei einigen nur
noch 25 Prozent des Einkom-
mens oder sogar noch weniger,
die für dieWohnung aufgewen-
det werden. Demgegenüber se-
henwir aber auch sozial benach-
teiligte Familien, die auf existen-
zielle Unterstützung angewiesen
sind, und diese kommen bei die-
serDiskussion leider oft zu kurz.

«Mietermüssenmobil sein»
Schwierige Wohnungssuche GrosseWohnungen sind in Bern Mangelware. Auflagen, Einsprachen und Vorschriften
machten das Bauen immer komplizierter, sagt Experte Ruedi Tanner.

«Ich kannmich an
eine Zeit erinnern,
alswirMühe hatten,
eineWohnung in
einemBlock
in der Länggasse
zu vermieten.»

Mit kleineren Wohnungen liessen sich oft höhere Renditen erzielen als mit grossen Familienwohnungen,
sagt Ruedi Tanner von Wirz Tanner Immobilien. Foto: Raphael Moser

Stadt Bern Die Postgasse soll für
Forschungszwecke zur «grüns-
ten Gasse» der Schweiz werden.
Ein ForschungsteamderUniver-
sität Bernwill die Effekte der Be-
grünung auf Temperatur, Biodi-
versität,Wasserhaushalt und Le-
bensqualitätmessen. Startschuss
des Projekts ist der 6. Mai 2023,
wie die Universität Bernmitteilt.
An diesem Tag soll die Berner
Altstadtmit Hilfe vonAnwohne-
rinnen und Anwohnern, sowie
privater und öffentlicher Partner
begrünt werden. Die Pflege der
Pflanzen sollen die Anwohnen-
den selbst übernehmen.

Das Forschungsteamwill mit
diesem Projekt Strategien ent-
wickeln, wie eine effektive Be-
grünung in städtischen Zentren
umgesetzt werden kann. Eine
Begrünung ist laut den Forsche-
rinnen und Forschern in Städten
wichtig, da sich diese im Zuge
des Klimawandels deutlich
stärker aufheizen als das Um-
land. (SDA)

In Bern soll die
«grünste Gasse»
entstehen

Holocaustdenkmal In Bern soll ein
Erinnerungsort für die Opfer des
Nationalsozialismus entstehen.
Der Bundesrat hat Geld für die
Einrichtung dieses öffentlich zu-
gänglichen Gedenkortes gespro-
chen.Die Forderung nach einem
Erinnerungsort für Opfer des
Völkermords im Nationalsozia-
lismus war aus dem Parlament
gekommen. Die Räte nahmen
Motionen vonNationalrat Alfred
Heer (SVP/ZH) und Ständerat
Daniel Jositsch (SP/ZH) an. Es sei
wichtig, die Erinnerungwachzu-
halten, namentlich an denHolo-
caust und das Schicksal der sechs
Millionen getöteten Jüdinnen
und Juden und aller anderenOp-
fer des nationalsozialistischen
Regimes, schreibt derBundesrat.

Der Bund steuert 2,5 Millio-
nen Franken bei an die Konzep-
tionierung, den öffentlichen
Wettbewerb und die Realisie-
rung des Erinnerungsortes. Den
Unterhalt soll die Stadt Bern be-
sorgen. (SDA)

Bundesrat spricht
Geld für Gedenkort
in Bern

Kanton Bern Eine 24-wöchige El-
ternzeitwürde dieVereinbarkeit
von Familie und Beruf im Kan-
ton Bern verbessern.DieserMei-
nung ist das überparteiliche Ko-
mitee, das für ein Ja zur Eltern-
zeit-Initiativewirbt. Das Komitee
präsentierte gestern seineArgu-
mente. Die Initiative kommt am
18. Juni vorsVolk. Sie verlangt die
Einführung einer bezahlten
24-wöchigen Elternzeit, die zu-
sätzlich zum eidgenössischen
Mutter- und Vaterschaftsurlaub
bezogen werden kann. Jeder El-
ternteil soll je sechs Wochen er-
halten, die restlichen zwölf Wo-
chen könnten sich die Eltern frei
unter sich aufteilen.

Vor den Medien warben
Grossratsmitgliedervon SP, EVP
und Grünen für die Initiative.
Weil es national mit der Eltern-
zeit nicht vorangehe, müssten
progressive Kantone den ersten
Schritt machen. In Zeiten des
Fachkräftemangels könne die El-
ternzeit ein wichtiger Standort-
vorteil sein. (SDA)

Elternzeit als
Standortvorteil?


